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Arzt/Ärztin stellt Ausschnitte 

aus Patientenbriefen, Befunden 

und sonstigen ärztlichen 

Aufzeichnungen /Protokollen 

auf Facebook.  

DSGVO-Strafe folgte.  

 

 

Eine Strafverfügung der DSB über EUR 600,-- für 

Veröffentlichung von Art 9 Daten auf einer Sozialen 

Plattform. 

Sachverhalt 

Ein Arzt / eine Ärztin hat jedenfalls ab dem **. Februar 2020 bis 

jedenfalls **. Juni 2020 dh für einen Zeitraum von ca. 4-5 

Monaten auf der persönlichen Facebook-Seite Ausschnitte aus 

Patientenbriefen, Befunden und sonstigen ärztlichen 

Aufzeichnungen/Protokollen veröffentlicht. 

Zu den veröffentlichten Daten zählten im Detail u.a. 

Patientennamen, Befunddaten, medizinische Diagnosen, 

Medikationsdaten, Aufnahme- und Entlassungsdaten von 

Krankenhäusern, Sozialversicherungsnummern von Patienten 

sowie die Namen der behandelnden Ärzte. 
 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Dsk/DSBT_20201019_2020_0_111_488_00/DSBT_20201019_2020_0_111_488_00.pdf
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Die Strafhöhe 
Die DSB hat eine Strafe von EUR 600,-- verhängt, und eine 

Ersatzfreiheitsstrafe von 36 Stunden bemessen. Zur Strafhöhe an 

sich finden sich keine Aussagen in der Strafverfügung (dh einer 

Entscheidung, die in einem vereinfachten 

Verwaltungsstrafverfahren ergangen ist.  

Der Betrag von EUR 600,-- erscheint auf den ersten Blick relativ 

niedrig, wenn man dies in Relation mit der gegen den WC-Filmer 

verhängten Betrag setzt, denn dann würde der Arzt / die Ärztin 

(nur) EUR 48.000,-- verdienen. Es ist jedoch der Maximalbetrag, 

der in einer Strafverfügung festgesetzt werden kann. 

Da eine Strafverfügung erlassen wurde, kam es auch nicht zur 

Festsetzung von Verfahrenskosten, die vom Verantwortlichen zu 

bezahlen wären.  

 

Die Strafverfügung als vereinfachtes 

Verwaltungsstrafverfahren 
Die DSB ahndete das Vergehen mit einer Strafverfügung. 

 

Eine Verwaltungsstrafbehörde (im Falle von 
Datenschutzverletzungen daher die DSB) kann in folgenden  Fällen 
eine Strafverfügung erlassen und dadurch eine Geldstrafe von 
maximal EUR 600,-- festsetzen (§ 47 VStG).  

 Wenn von einem Gericht, einer Verwaltungsbehörde, einem 
Organ der öffentlichen Aufsicht (z.B. Organe der Polizei oder 
Organe der Straßenaufsicht) oder einem militärischen Organ 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Dsk/DSBT_20201019_2020_0_111_488_00/DSBT_20201019_2020_0_111_488_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/52/P47/NOR40205646?Abfrage=Bundesnormen&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=VStG&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=47&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=03.12.2020&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Position=1&SkipToDocumentPage=true&ResultFunctionToken=d59a8cbd-57b4-41c8-a49a-2731b6506489
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im Wachdienst aufgrund eigener 
dienstlicher Wahrnehmungen oder auf Grund eines vor 
ihnen abgelegten Geständnisses eine 
Verwaltungsübertretung angezeigt wird.  
 

 Wenn das strafbare Verhalten aufgrund von 
Verkehrsüberwachung mittels bildverarbeitender technischer 
Einrichtungen (z.B. Radarüberwachung, Section Control) 
festgestellt wird.  
 

Eine Strafverfügung kann nur an eine natürliche Person gerichtet 
werden  

Beim Verfahren handelt es sich daher um ein „vereinfachtes 

Verwaltungsstrafverfahren“, und das Rechtsmittel, dh der sog. 

Einspruch beseitigt die Entscheidung, und führt dazu, dass ein 

ordentliches Verwaltungsstrafverfahren (mit Ermittlungen etc…) 

eingeleitet wird. 

Dieses Rechtsmittel ist daher nicht „remonstrativ“, dh der 

Einspruch führt nicht dazu, dass die nächste Instanz 

(Bundesverwaltungsgericht) sich mit der Sachlage auseinander zu 

setzen hat, sondern es entscheidet dann noch einmal die erste 

Instanz, dh die DSB.  

Zu einem Einspruch ist es jedoch im gegenständlichen Verfahren 

nicht gekommen, sodass die Strafverfügung rechtskräftig wurde. 

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10005770&FassungVom=2020-12-03&Artikel=&Paragraf=49&Anlage=&Uebergangsrecht=

